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Das Wiesbadener Abkommen unterzeichnet
Zum Wiesbadener Wiederaufbau-

programm
Rathenau will die uns auferlegten Goldleiſtungsver

pflichtungen in Sachleiſtungen umwandeln. Dieſer Grund
gedanke iſt an ſich durchaus gut und richtig, denn er er
leichtert die unerträglich ſchwere Laſt der Deviſenbeſchaffung,
hemmt die Entwertung der Markvaluta und bringt unſerem
Wirtſchaftsleben Beſchäftigung. Der Fehler der Rathenau
ſchen Politik beſteht aber darin, daß dieſer richtige Grund-
gedanke nicht folgerichtig durchgeführt iſt. Rathenau bleibt
auf halbem Wege ſtecken. Das beweiſt folgende Be
trachtung:

Wir müſſen jährlich an unſere Feinde 2 Goldmilliarden
an feſten Zahlungen leiſten. Hierzu kommen 26 v. H. der
Ausführwerte als ſchwankende Jahreszahlung. Man muß
alſo jährlich mit mehr als 3 Milliarden Goldmark rechnen.
Hiervon erhält Frankreich 52 v. H. oder 1,6 Milliarden
Goldmark. Von dieſem Betrage ſoll uns nach dem Wies-
badener Abkommen aber nur ein kleiner Bruchteil gutge-
ſchrieben werden, ſelbſt dann, wenn wir die 1,6 Milliarden
voll in Waren liefern. Die Größe der Sachleiſtungen gibt
Rathenau auf 7 Milliarden Goldmark an bei einer Lieferfriſt
von 4 Jahren. Dieſe Summen ſollen uns nur allmählich
im Verlauf von vielen Jahren angerechnet werden. Bis zur
vollen Anerkennung dieſer Leiſtungen ſoll uns Frankreich
nur 5 v. H. Zinſen gutſchreiben. Deutſchland muß alſo
Schulden abzahlen, ohne daß ihm der volle Betrag ſeiner
Zahlungen voll angerechnet wird. Deutſchland wird, wie
Rathenau ſich ausdrückt, hierdurch der Bankier Frankreichs.
Der nicht gutgeſchriebene Teil unſerer Leiſtungen ſind
unſere Vorleiſtungen. Dieſe Vorleiſtungen werden nach
Rathenau von Frankreich verlangt, damit es nicht in eine
weitere Jnflation gerate, wenn der Schuldner Deutſchland
mehr oder ſchneller liefert, als es dem Londoner Ultimatum
entſpricht.

Nun müſſen dieſe Sachleiſtungen von der deutſchen Re
gierung dem deutſchen Lieferanten in Papiermark bezahlt
werden. Dadurch muß Deutſchland ſeine bereits ungeheuer-
liche Jnflation noch mehr vergrößern. Außerdem muß
Deutſchland bei ſeinen Feinden dauernd die größten Kredite
aufnehmen, um die Reparationszahlungen leiſten zu können.
Frankreich hingegen ſteht finanziell viel beſſer da. Es iſt
daher abwegig, daß Herr Rathenau im Wiesbadener Ab-
kommen auf die Jnflationsgefahr Frankreichs mehr Rück-
ſicht genommen hat als auf die Deutſchlands.

Jm Privatleben verſtößt es gegen Recht und Billigkeit,
gegen Treu und Glauben, alſo gegen die Geſchäftsmoral,
wenn Leiſtungen, die ein Schuldner ſeinen Gläubigern
macht, ihm nicht ſofort voll und ganz angerechnet werden.
Derartige Grundſätze wie die obigen im gegenſeitigen
Verkehr zweier Staaten aufzurichten, erſcheint gänzlich un
angebracht.

Zu den jährlich zu zahlenden 3 Goldmilliarden kommt
in dieſem Jahre aber noch 1 Goldmilliarde für Beſatzungs-
koſten und Schulden aus dem Ausgleichsverfahren hinzu, das
die Verrechnung unſerer Vorkriegsſchulden und Vorkriegs-
guthaben mit den Feinden betrifft. Jn dieſem Jahre haben
wir alſo 4 Milliarden abzudecken, davon weit mehr als
3 Goldmilliarden in Deviſen. Eine Verringerung unſerer
Deviſenlaſt und eine Stützung der Reichsmark wird alſo
durch die Rathenauſchen Abmachungen ebenſo wenig erreicht
wie eine Hemmung der Jnflation. Dieſe Tatſachen hätten
Herrn Rathenau veranlaſſen müſſen, den deutſchen Verhält
niſſen mehr Rechnung zu tragen.

Auch in der erwarteten Hebung unſerer Beſchäftigung
infolge des Wiesbadener Abkommens denkt Rathenau viel
zu optimiſtiſch. Bei Kohle, der am meiſten zu Buche ſtehen
den deutſchen Lieferware, iſt ſchon jetzt ein Nachlaſſen der
Dringlichkeit der franzöſiſchen Nachfrage feſtzuſtellen. Die
franzöſiſche Jnduſtrie will gar nicht, daß Deutſchland allzu
große Reparationsaufträge erhält, weil ſie dadurch eine
Stärkung der deutſchen Wirtſchaft befürchtet.

Aber auch die Rathenauſchen Organiſationspläne ſind
abwegig. Er will zwar keine Zwangswirtſchaft, bepackt aber
ſeine Organiſation mit Zwangsbeſtimmungen aller Art.
Die Fachverbände ſollen in Leiſtungsverbände umgewandelt
und ſo geſchäſtsfähig gemacht werden. Jhr Zuſammenſchluß
ſoll in reiner Selbſtverwaltung erfolgen. Rathenau ſagt,
dieſe Leiſtungsverbände ſeien nötig, für die Verteilung der
Aufträge an Maſſenhandelswaren, den ſogenannten
„marchandiſes banales“. Nur die Lieferungen der Spezial
waren könnten der freien Vereinbarung zwiſchen dem
deutſchen Lieferanten und dem franzöſiſchen Intereſſenten
überlaſſen werden. Für die Maſſenhandelswaren ſei eine
einheitliche Organiſation nötig, weil auf franzöſiſcher Seite
eine einheitliche Beſtellerorganiſation beſtehe. Dieſer müßten
bei uns Länder und Fachverbände gegenüberſtehen. Ueber

tung nicht mehr die Rede.

w. Berlin, 6. Oktober. (Sonderdepeſche.) Miniſter Dr. Rathenau
und Miniſter Loucheur haben heute in Wiesbaden in Vollmacht ihrer Regierungen
das Abkommen über deutſche Sachlieferungen an Frankreich abge
ſchloſſen. Die Unterzeichnung der Nebenabkommen erfolgt vorausſichtlich am Freitag.

Das Wiesbadener Abkommen
Berlin, 6. Oktober.

Jn dem Wiesbadener Hauptabkommen bekunden die beiden
Regierungen ihren Willen, den Wiederaufbau der zerſtörten Ge-
biete Nordfrankreichs durch Lieferung bzw. Beſtellung von Ein
richtungs und Betriebsgegenſtänden und von Bauſtoffen in mög
lichſt großem Umfange zu bewirken. Es handelt ſich mithin um
Sachlieferungen im Sinne der Anlage IV des Teiles 8 des Frie
densvertrages. Die Durchführung der Lieferung ſoll auf beiden
Seiten durch privatrechtliche Organiſationen erfolgen. Die Liefe-
rungen der deutſchen Organiſation laufen neben denen des
Reiches aus Anlage III (Schiffe), Anlage 5 (Kohlen und Kohlen
produkte) und Anlage 6 (Farbſtoffe und chemiſch-pharmazeu
tiſche Produkte) zu Teil 8 des Friedensvertrages.

Zu dem Verfahren der Anlage 4 zu Teil 8 des Friedensver
trages kann nach einer Kündigungsfriſt von einem Jahr zurück
gekehrt werden. Die deutſche Regierung darf jedoch dieſe Kün
digung früheſtens am 1. Mai 1923 für den 1. Mai 1924 aus

ſprechen. gFür die Lieferungen aus dem Abkommen gilt die Einſchrän-
kung, daß ſie Frankreich lediglich für Zwecke des Wiederauf-
baues verwenden darf. Die zugunſten Deutſchlands bzw. der
Lieferungsorganiſation auf Grund des Abkommens entſtehenden
Kredite und die dieſer Organiſation gehörigen, in Frankreich be
findlichen Waren und Barbeträge ſind dem in S 18 der Anlage II
zu Teil 8 des Friedensvertrages evtl. vorgeſehenen Zugriff Frank
reichs entzogen Zu den Lieferungen iſt die deutſche Organiſation
nur inſoweit verpflichtet, als ſie mit den Produktions-
möglichkeiten Deutſchlands, den Bedingungen ſeiner Rohſtoff
verſorgung und den inneren Bedürfniſſen ſeines ſozialen und
wirtſchaftlichen Lebens vereinbar ſind. Der Geſamtwert der
Leiſtungen auf Grund der Anlagen 3, 5 und 6 zu Teil 8 des
Friedensvertrages und der Lieferungen auf Grund des Ab-
kommens ſoll bis zum 1. Mai 1926 7 Milliarden Goldmark nicht
überſchreiten.

Die Lieferungen ſollen erfolgen durch unmittelbare freie
Vereinbarung der deutſchen und franzöſiſchen Organiſationen. Für
den Fall, daß eine Vereinbarung nicht zuſtande kommt, iſt
zwiſchen ſogenannten marchandiſes banales und den ſogenannten
marchandiſes ſpeciales zu unterſcheiden. Unter erſteren werden
Waren fungibler Art, wie Holz, Glas und dergleichen, ſowie
Seriengegenſtände verſtanden, unter letzteren ſolche Waren, bei
denen es dem Beſteller auf den beſonderen Charakter des Einzel-
ſtückes ankommt, wie induſtrielle Einrichtungen, Maſchinen uſw.
Bei dem Banalmaterial entſcheiden bei Nicht zuſtandekommen einer
Vereinbarung eine Kommiſſion über Lieferungsmöglichkeiten und
Preis-, Transport-, Lieferungs- und Abnahmebedingungen end-
gültig. Die Kommiſſion ſetzt ſich zuſammen aus drei Mitgliedern,
einem Deutſchen, einem Franzoſen und einer dritten, gemeinſam
beſtimmten oder vom Schweizer Bundespräſidenten ernannten
Perſon. Für die Preisfeſtſetzung, ſoweit ſie nicht in freier Ver
einbarung erfolgt, ſtellt die Kommiſſion vierteljährlich ein Preis-
verzeichnis für alle in Frage kommenden Gegenſtände auf, das
ungefähr dem normalen franzöſiſchen Jnlandspreiſe des be-
treffenden Erzeugniſſes abzüglich der franzöſiſchen Zollgefälle und
der Transportkoſten des betreffenden Beſtellvierteljahres ent
ſpricht. Jſt der in dem Preisverzeichnis erſtellte Preis niedriger
als der Preis für die gleichen Waren in Deutſchland, ſo iſt
Deutſchland nur verpflichtet zu liefern, ſoweit dieſe Preisdiffe-

ihnen ſolle ein Verband der Verbände als rein private Or
ganiſation ohne behördliche Eingriffe gebildet werden. Seine
Satzung liegt im Entwurf vor und ſolle von den Gewerk
ſchaften noch begutachtet werden.

Bei den Rathenauſchen Plänen iſt aber von einer wirt
ſchaftlichen Privatorganiſation und von einer Selbſtverwal

Die Eingriffsmöglichkeiten des
Miniſters ſind außerordentlich groß. Die Zwangsvor-
ſchriften ſind außerordentlich zahlreich. Wir haben in
unſerem Wirtſchaftsleben viele Tauſende von Verbänden, die
durch freiwilligen Zuſammenſchluß entſtanden ſind. Das
Zuſammenſchweißen dieſer Verbände zu 25 bis 30 Leiſtungs-
verbänden, wie Rathenau es vor hat, erſcheint ohne Zwang
unmöglich und bedeutet eine Revolutionierung des geſamten
induſtriellen Verbandsweſens und damit unſerer Wirt-
ſchaftsorganiſation. Unſere Wirtſchaftsverbände ſind aber
die ſtärkſte Stütze unſerer Wirtſchaft. Sie ſind leicht zerſtör-
bar, aber ſehr ſchwer wieder aufzubauen. Es iſt ein gefähr-
7 Beginnen, durch Zwang Hand an die Verbände zu
egen.

Wozu ſoll ferner die Mitwirkung der Gewerkſchaften für
die Erörterung der Organiſation und der Aufgabe der
Leiſtungsverbände der Lieferanten herangezogen werden?
Soll eine Mitwirkung der Geweskſchaften in den Leiſtungs
verbänden feſtgelegt werden? Hier handelt es ſich doch nicht
um Arbeiterfragen, ſondern um kaufmänniſche und techniſche
Angelegenheiten, ſowie um Fragen der rein induſtriellen

renz nicht größer iſt als 5 Prozent. Der Wert dieſer Verluſtliefe-
rung wiederum kann höchſtens 5 Prozent des Geſamtwertes der
Lieferungen des betreffenden Jahres betragen. Kommt für
Spezialmaterial eine Verſtändigung nicht zuſtande, ſo kann die
franzöſiſche Regierung auf das Lieferungsverfahren nach An
lage 4 zu Teil V des Friedensvertrages zurückgreifen, jedoch nur,
ſoweit die Gegenſtände in den an Deutſchland früher über-
gebenen Liſten bereits enthalten ſind.

Die Zahlungen an die deutſche Lieferungsorganiſation ge
ſchehen durch die deutſche Regierung. Dieſer wird der Wert der
Lieferungen auf Reparationskonto gutgeſchrieben. Dabei unter-
ſcheidet das Abkommen drei Zeitabſchnitte, bis zum 1. Mai 1926,
bis zum 1. Mai 1936 und die Folgezeit. Die Lieferungen im
erſten Zeitabſchnitt werden Deutſchland nicht im vollen Werte,
ſondern nur mit 35 Prozent des Wertes gutgeſchrieben. Beträgt
der Wert der Lieferungen aus dem Abkommen in einem Jahre
weniger als eine Milliarde Goldmark, ſo werden in dieſem Jahre
45 Prozent des Wertes dieſer Lieferungen gutgeſchrieben. Der
Höchſtbetrag, der Deutſchland in einem Jahre einſchließlich der
Liefexungen aus Anlagen 3, 5 und 6 zu Teil 8 des Friedensver
trages gutgeſchrieben werden darf, iſt eine Milliarde Goldmark.
Der Betrag des in den einzelnen Jahren nicht gutgeſchriebenen
Wertes der Lieferungen trägt einfache Jahreszinſen zu 5 Proz.

Am 1. Mai 1926 werde die Reſtbeträge zuſammengerechnet.
Die ſo gewonnene Summe iſt in zehn gleichen Jahresraten bis
zum 1. Mai 1936 nebſt den fällig werdenden einfachen Zinſen
gutzuſchreiben. Bei den Lieferungen vom 1. Mai 1926 ab wi
grundſätzlich der volle Wert (nicht nur 35 Prozent bzw. 45 P a
zent) gutgeſchrieben, jedoch darf die jährliche Gutſchrift einſchließ-
lich der fälligen Jahresraten aus dem Reſtbetrage der Zeit vom
1. Oktober 1921 bis zum 1. Mai 1926 zuſammen mit dem Wert
von Lieferungen aus den Anlagen 3, 5 und 6, ſoweit ſie nicht bis
dahin erledigt ſind, auch jetzt eine Milliarde Goldmark nicht über-
ſchreiten. Beträgt der Geſamtwert der Leiſtungen einſchließlich
der Nichtausführung der Anlagen 3, 5 und 6 bis zum 1. Mai
1926 mehr als ſieben Milliarden Goldmark, ſo iſt der über-
ſchießende Betrag innerhalb dreier Monate ab 1. Mai 1926
Deutſchland voll gutzuſchreiben, ohne Rückſicht auf die Regelung
der ſonſtigen Gutſchriften.

Am 1. Mai 1936 iſt wiederum feſtzuſtellen, welche Beträge
etwa Deutſchland noch gut hat. Dieſer Saldo iſt nebſt 5 Prozent
Zinſen und Zinſeszinſen in vier Halbjahresraten 1936 und 1937
abzutragen. Alle Gutſchriftbeſtimmungen gelten mit der Maß-
gabe, daß keine Jahresgutſchrift höher ſein darf als der Ante'ä
Frankreichs, 52 Prozent, an den gemäß Artikel 4 des Londoner
Zahlungsplanes zur Verteilung unter die Alliierten gelangenden
deutſchen Annuitäten.

Vom 1. Mai 1936 ab kann Deutſchland alle Leiſtungen ab
lehnen, ſoweit durch ihre Ausführung der von Frankreich in
einem Jahre äußerſtenfalls gutzuſchreibende Betrag (52 Prozent
der Annuität) überſchritten werden würde.

Wiesbaden, 6. Oktober.
Die Miniſter Rathenau und Loucheur ſind heute

mittag hier eingetroffen. Loucheur, in deſſen Begleitung ſich der
Vorſitzende der Jnteralliierten Kommiſſion in Koblenz, Tirard,
befand, wurde vor dem Hotel „Naſſauer Hof“ von einer Ehren-
kompagnie Marokkaner empfangen. Jn Begleitung Rathenaus
befinden ſich außer Staatsſekretär Müller die MiniſterialräteKunze, Ruppel und Fi er, Baron v. SteiLegationsrat Hoepke. ſch ein und Geh.

Organiſation. Die Mitwirkung der Gewerkſchaften läßt ſich
im Sinne einer beratenden Teilnahme bei der Erörterung
der wichtigſten allgemeinen Fragen ermöglichen. Eine
ſolche Regelung entſpräche auch der Scheidelinie, die die
Zentralarbeitsgemeinſchaft nach der Revolution ſelbſt ge
zogen hat. Warum will Herr Rathenau nicht dieſelbe Rege-
lung vornehmen wie die Reichseiſenbahnverwaltung? Dort
iſt erſt kürzlich bei den Vergebungsſtellen eine Zuziehung
von Arbeitnehmer- und Arbeitgebervertretern durchgeführt
worden, aber es wurde ausdrücklich feſtgelegt, daß dieſe
Organiſation nicht in die Entſcheidung und Verantwortung
bei Vergebungsſtellen und des übergeordneten Miniſteriums
eingreifen kann, die verfaſſungsmäßig feſtgelegt iſt.

Auch die von Herrn Rathenau feſtgelegte Regelung der
Preisfrage iſt bedenklich. Sie iſt im Wiesbadener Ab
kommen nur theoretiſch gelöſt. Man kann auf wiſſenſchaft
lichem Wege wohl zu einem richtigen Jndex und damit zu
einer nachträglichen Preisregelung kommen und den Preis-
ſtand in Frankreich für deutſche Lieferungen berückſichtigen.
Das Erfordernis rechtzeitiger Kalkulation verlangt aber, daß
man bereits bei der Beſtellung weiß, was man für die Ware
erzielt. Die Rathenauſche Regelung kann eine ſtändige
Quelle für Beſchwerden und Klagen werden, die das deutſch
franzöſiſche Abkommen unerträglich belaſten. Die Verant-
wortung für das Wiesbadener Abkommen fällt dem Wieder
aufbauminiſter allein zu



Landtag
w. Berlin, 6. Oktober.

Das Haus ſetzte die Beratung des Handelsetats fort. Jn
Verbindung damit wird die große Anfrage des Abg. Knoth
(Komm.) über die Stillegung der Höchſter Farbwerke, der
r uwerke zu Griesheim und der Kunſtſeidefabrik Kelſterbach

en.
Abg. Meyer Oſtpreußen (Komm.) beantragt, für die Opfer

von Oppau s Millionen Mark zu bewilligen, und dieſen
Antrag heute mit zur Beratung zu ſtellen. Die Koſten könnten
durch entſprechende Kürzung der Ausgabenpoſten für die Schutz
polizei aufgebracht werden. Auch für die Not in Sowjetrußland
ſtellen wir den gleichen Antrag.

Ein Zentrumsabgeordneter bekämpft den auf Sow
jetrußland bezüglichen Teil des Antrages.

Abg. Siering (S.) weiſt darauf hin, daß die Hauptredner
ſchon geſprochen und ſich zu dem Antrag betr. Oppau nicht
mehr äußern könnten. In der Sache ſeien alle Parteien

Preußiſcher

für den Antrag. Man müſſe dieſen daher beſonders auf die
Tagesordnung ſetzen.Damit t der Antrag Meyer zunächſt erledigt.

Abg. Knoth (Komm,) begründet ſeine Interpellation und
greift Haus und Regierung wegen nicht rechtzeitiger Unterſtützung
der Oppauer Opfer an. Aber das paſſe ins kapitaliſtiſche Syſtem
genau wie die willkürliche Ausdehnung der Arbeitszeit und die
ſchmachvolle Lehrlingszüchterei. Da Redner den Handelsminiſter
Fiſchbeck einen Zuhälter des Kapitalismus nennt, fordert ihn
der Präſident auf, ſich zu mäßigen. Als Redner fortfährt, dem
Miniſter wiſſentliche Unwahrheiten vorzuwerfen, erhält er einen
Ordnungsruf.

Abg. Ullmer (N. S.): Eine Verbreiterung ber Regierungs
kwalition nach rechts gefährde eine Reviſion des Verſailler Frie
dens ebenſo wie eine befriedigende Regulierung der oberſchleſi
ſchen Frage. Auch wir verfolgen die Wiesbadener Verhand
lungen mit großem Jntereſſe und erwarten davon in erſter Linie

eine Berückſichtigung des deutſchen Handwerks. Wir hoffen, daß
der Miniſter unſerem im Reichstage eingebrachten Antrag auf
Beſteuerung des Börſenverkehrs zuſtimmen wird. Den Ausſchuß
anträgen ſtimmt Redner im allgemeinen zu. Die Gewährung des
Promotionsrechtes an die Handeshochſchule Berlin lehnt er ab.

Abg. Hartmann (Dem.) ſchildert die ſozialpolitiſchen Auf
ben des preußiſchen Handelsminiſteriums und hofft auf die

nterſtützung des Miniſteriums durch alle, die es gut mit unſerem
Volke meinen. Auch wir wollen am Achtſtundentag nicht rütteln,

dern aber, daß er auch voll ausgenutzt wird. Den Oppauer
ntrag der Kommuniſten lehnen wir ab, weil er agitatoriſchen

Zwecken dient.
Damit ſchließt die Beſprechung. Der unabhängige Antrag

auf weiteren Ausbau des Fach, Fortbildungs und Gewerbeſchul
weſens wird mit den Stimmen von rechts und links gegen die
Mitte angenommen. Die Sätze über freie Schule und freie
Lehrmittel werden abgelehnt.

Die Mehrbewilligungen des Ausſchuſſes für Beamtenſtellen
im Handelsminiſterium werden angenommen. Die Streichung
des Börſenkommiſſars wird abgelehnt. Die vom Ausſchuß einge
führte Erhöhung der Unterhaltungskoſten für die Verufsſchulen
auf 28 Millionen Mark wird angenommen. Der unabhängige
Antrag, die Koſten der gewerbsmäßigen Arbeitsvermittlung von
1 auf 2 Millionen zu erhöhen, wird abgelehnt. Die Meſſeunter
ſtützung in Breslau, Köln, Frankfurt und Königsberg mit je
2 Millionen Mark wird angenommen, ebenſo die Zuſchüſſe von

Millionen Mark für Haushaltungsſchulen. Jm übrigen werden
die Anträge des Ausſchuſſes unverändert angenommen, darunter
diejenigen über die Heranziehung entſprechend vorgebildeter
eomen als Beamte im Handelsminiſterium, das ſelbſtändige
Promotionsrecht der Berliner Handelshochſchule, ein Freibezirk
im Königsberger Hafen, den Ausbau von Emden und die Oder
regulierung. Der Antrag Braun (Soz.), in der Landesauf-
tragsſtelle für entſprechende Vertretung der gewerkſchaftlichen
Organiſationen zu ſorgen, wird angenommen. Der Sechsuhr
ladenſchluß wird abgelehnt.

Der Antrag Dr. Grund (Dem.) auf Verbeſſerung der Unfall
verſicherungsvorſchriften aus Anlaß des Oppauer Unglücks wird
angenommen. Der deutſchnationale Antrag wegen Ausbaues des
Elkinger Hafens geht an den Ausſchuß. Die Interpellation wegen
der Stillegung der Betriebe wird für erledigt erklärt. Damit iſt
der Etat der Handels und Gewerbeverwaltung erledigt.

Der Etat der Münzverwaltung wird nach kurzer Debatte er
ledigt, ebenſo derjenige der Porzellanmanufaktur zu Berlin mit

iner Erhöhung der Ausgaben für Erweiterungsbauten von
20 000 auf 100 000 Mark, der Etat des Geſetzſammlungsamtes
und der Etat des Reichsanzeigers.

Frau Abg. Wegſcheider (Soz.) führt Klage über den mangel-
haften Parlamentsdienſt im „Staatsanzeiger', zumal doch die im

Roſe Ferron
50] Roman von Liesbet Dill, Halle a. S.

(Nachdruck verboten.)
Meran trat heran mit gezogenem Hut, er drückte Roſe

ſtumm die Hand und ließ ſich dann dem Prinzen vorſtellen.
Er berichtete: „Wir haben ſoeben einen jungen Offizier be
graben, der ſich erſchoſſen hat. Unbegreiſlich, mitten im
Kriege“.

„Es gibt viel Unbegreifliches hier“, erwiderte der Prinz
und ſah zu Roſe herüber.

„Er war ſchon in den letzten Monaten ſehr merk-
würdig. Rex hatte ihn im Lazarett ich glaube nicht, daß
ihm langes Leben beſchieden war,“ ſchloß Meran.,

„Paralyſe?“ fragte der Prinz gleichgültig. „Eine
Liebesaffäre, Durchlaucht“, berichtete Meran und ſchaute
Roſe ebenfalls an. Jn dem Augenblick begannen die Glocken
zu läuten. Roſe ſchwieg. Ueber das ſonnenbeglänzte, regen-
r Land zogen die Rauchſchleie der Fabriken wie

olken.
Sie hatten nicht darauf geachtet, daß ſich der Himmel

aufgehellt hatte und daß Signale riefen. Es waren Flieger
gemeldet. Meran empfahl ſich.

Von den Höhen ringsum ſah man plötzlich langſam die
Feſſelballons auſſteigen, die die Stadt wie mit einem Netz
unſichtbaren elektriſcher Fäden umſpannten. Leicht und klein,
wie Kinderballons ſtiegen ſie himmelan und ſtanden zwiſchen
rot und Erde ſtill. Es war das Gefahrzeichen: Luft
gefahr.

Alle verließen den Friedhof, die Wagen rollten eilends
der Stadt zu.

„Kommen Sie, Roſe.“
Sie gingen. Sie hatten den Wagen vorausfahren

ſafen. Und Franz Eugen begann von neuem, auf ſie einzu
reden. „Jch beſchwöre Sie, gehen Sie fort von hier, aus,
dieſem gefährdeten Gebiet. Man weiß nicht, was der
Morgen Jhren bringt. Jch werde nicht ruhig ſein, wenn ich
zu Hauſe bin, ich denke immer an Sie mehr wie je
Sie ſind allein, Roſe

teien und der K. P. D. ſtattgefunden.

geſetzt.

WVerlage erſcheinende „Delttſche Allgemeine Zeitung
urch Staatsaufträge ſubventioniert wird.

Abg. Meyer- Oſtpreußen (Komm.) greift das W. T. B. an,
deſſen Berichterſtattung im „Reichsanzeiger“ zum Abdruck ar
und das noch heute Hofnachrichten bringe. Seine richt
erſtattung ſei vielfach geradezu falſch, z. B. die aus ch
Blättern zum Teil mangelhaft, wie z. B. die Wiederga der
Direktionsmeldungen von Oppau. Beim Etat der Lotterieverwal
tung beantragen die Kommuniſten Einſtellung der Lotterie oderVerwendung Prer Ueberſchüſſe für wohltätige Zwecke. Ein An

trag des Zentrums, der Demokraten und Sozialdemokraten will
den Präſidenten als künftig wegfallend bezeichnen.

Nach kurzer Debatte, in deren Verlauf ein Regierungsver
treter für die Beibehaltung des Präſidenten eintritt, weil eine ſo
große Verwaltung nicht ohne Spitze ſein könne, wird der kom
muniſtiſche Antrag abgelehnt. Der andere Antrag
wird bis zur dritten Leſung ausgeſetzt und der Etat der Lotterie
verwaltung angenommen.

Abg. SchulzeNeukölln (Komm.) erhielt einen Ordnungsruf,
weil er die Lotterie als Schwindelunternehmen bezeichnete und
den Staatskommiſſar Weißmann ſchwer beleidigte.

Morgen vormittag 11 Uhr kleinere Vorlagen und Anträge
ſowie Volksanfrage.

Die Regierungsbildung in Thüringen
Der neue Landtagspräſident.

Wie die „Rote Fahne“ mitteilt, hat in Weimar eine Be-
ſprechung zwiſchen den Fraktionen der beiden ſozialiſtſchen Par

Man hatte ſich darüber
verſtändigt, daß die beiden erſten eine rein ſozialiſtiſche
Regierung bilden. und daß die Kommuniſten ſie unter

e dingungen unterſtützen ſollen. Ein
orſchlag der S. P. D., daß alle drei Parteien eine Linksregie-

rung bilden ſollten, wurde von den Kommuniſten abgelehnt, weilſie grundſätzlich die Räterepublik erſtreben. Sie wollen
aber das Zuſtandekommen einer ſozialiſtiſchen Regierung durch
ihre Stimmen ermöglichen und ſich alles weitere vorbehalten, je
nach der Politik, die die neue Regierung treiben wird.
Eine Zuſicherung, daß ſie etwa alle Geſetze der Regierung an
nehmen werden, wird von vornherein abgelehnt. Aber die finan
ziellen Mittel, alſo den Etat, wollen ſie unter Umſtänden for-
mell bewilligen, d. h., wenn die Geſamtpolitik der Regierung ſie
befriedigt und wenn die ange forderten Mittel durch
die beſitzenden Klaſſen aufgebracht werden. Außer-
dem ſoll ſich die thüringiſche Regierung dafür einſetzen, daß
keine reichsgeſetzliche Regelung dieſer Art der r
bringung im Wege ſteht. Die thüringiſchen Kommuniſten möſh-
ten alſo zugleich einen Einfluß auf die Steuerpolitik des Reiches
ausüben. Sie verſichern außerdem, daß ſie trotz ihrer gruand
ſätzlichen Ablehnung der bürgerlich- demokratiſchen Republik dieſe
7 alle Angriffe von rechts mit allen Mitteln verteidigen
wollen.

Das ſächſiſche Vorbild iſt doch zu verlockend, deshalb muß es
ſchleunigſt in Thüringen nachgeahmt werden. Jmmerhin ſchei
nen doch ſelbſt den Demokraten Bedenken gegen eine derartige
„Regierung“ aufgeſtiegen zu ſein, denn die „Voſſ. Zeitung“
ſchreibt ganz kleinlaut, daß die Erfahrungen, die man mit der
Unterſtützung einer ſozialiſtiſchen Regierung gemacht hat, doch
keineswegs ermutigend ſeien.

c

Der Thüringer Landtag hielt geſtern ſeine erſte Sitzung ab.
Er beſchäftigte ſich nur mit der Wahl des Präſidiums.
Dieſelbe hatte folgendes Ergebnis: Zum 1. Präſidenten
wurde der Mehrheitsſozialiſt Leber- Jena einſtimmi
gewählt, zum 1. Vizepräſidenten Baum (Landbund) mi
44 Stimmen und der Unabhängige Drechsler zum 2. Vizepräſi
denten mit 29 Stimmen. Der Antrag der Deutſchen Volkspartei,
einen dritten Vizepräſidenten zu wählen, wurde mit den Stimmen
der Linken abgelehnt.

Die Beratungen über die Regierungs
bildung

w. Berlin, 6. Oftober.
Die interfraktionellen Verhandlungen derbier Parteien, die über die Regierungsbildung in

Preußen zuſammnengetreten ſind, wurden heute früh fort
Ein Abſchluß iſt noch nicht erzielt worden, doch hat

ſich in den Verhandlungen Uebereinſtimmung in e.nigen
grundlegenden Fragen ergeben. Die Verhandlungen ſind im
übrigen für ſtreng vertraulich erklärt worden. Sie
werden im Laufe, der letzten Woche fortgeführt.

An den heutigen Beſprechungen über die Umbildung des
preußiſchen Kabinetts beim preußiſchen Miniſterpräſidenten

Stegerwald nahmen außer dem Landtagspräſidenton Leinert
laut „B. Z.“ rom Zentrum die Abg. Herold, Stieler, Graw,
von den Demokraten Oeſer, Janßen und Schreiber von der
Teutſchen Volkspartei die Abg. von Krauſe, von Campe und
Leidig, von den Sozialdemokraten Bartels, Siering, Lim
bertz teil.

Nochmals „Cetzte Neuheit“

Unſere „Letzte Neuheit“ überſchriebenen ſieben Zeilen
über die Meldung der „Allg. Ztg.“, daß ſoeben eine neue
politiſche Partei, die „Deutſchſoziale Partei“, gegründet worden
ſei, haben die „Allg. Ztg.“ gewaltig in Harniſch gebracht. Jn
einer längeren Auslaſſung behauptet ſie nochmals, ſie wiſſe „a u

beſtinformierter Quelle“, daß die „unter Führung
Knüppelkunzes“ dieſer Ausdruck iſt ſonſt nur in der demokra
tiſch- ſozialiſtiſchen Preſſe vom Schlage des „Berliner Tageblatts“
üblich ſtehende deutſchſoziale Partei tatſächlich erſt Anfang
Oktober entſtanden und vorher niemals an die Oeffentlichkeit ge-
treten ſei. Wenn die „Halleſche Zeitung demgegenüber behauptet,
dieſe Partei ſei ſchon vor dreiviertel Jahren gegründet worden,
ſo bewieſe ſie damit nur, daß ſie ſchlecht informiert ſei und
deshalb in Zukunft beſſer täte, ſich erſt bei ihr, der trefflich
unterrichteten „Allg. Ztg.“, Auskunft zu holen, ehe ſie ſich unter
fange, die letztere zu korrigieren

Zur Sache iſt zu ſagen, daß die Meldung über die angeb
liche Neugründung der Deutſchſozialen Partei vorher, ehe ſie in

der „Allg. Ztg.“ als Senſationsnachricht, aus Berlin datiert, er
ſchien, in der demokratiſchen „Voſſiſchen Zeitung geſtanden hatte.
So weit wir ſehen, iſt ſie von der „Voſſiſchen Zeitung in kein
anderes Blatt übergegangen von der „Allg. Ztg.“ in Halle
ſelbſtverſtändlich abgeſehen! Auf die Meldung der „Voſſiſchen
Zeitung“ hatte die „Deutſche Tageszeitung“ vorgeſtern unter
der Ueberſchrift „Wünſche, wohl geruht zu haben!“
folgendes geantwortet:

„Unter der Ueberſchrift „Deutſch-ſozial, die letzte Neuheit“,
berichtet die „Voſſiſche Zeitung heute morgen über die Grün
dung der Deutſch-ſozialen Partei als eines Greigniſſes
der letzten Tage und meint, der Abgeordnete Hergt
habe davon „ſchon Kenntnis gehabt“, als er im Reichstag davon
ſprach, daß es noch rechts von ſeiner Partei politiſche Gruppen
gäbe, mit denen die Deutſchnationalen nichts zu tun hätten,
und deren Radikalismus man nicht auf das Konto ſeiner Par
tei buchen dürfe. Die „Voſſiſche Zeitung“ hat recht: der Ab
geordnete Hergt hatte davon „ſchon Kenntnis“, denn es
handelt ſich bei der Gründung der Partei um eine Sache, die

bereits etwa dreiviertel Jahr zurückliegt;
und ebenſo alt iſt das Programm, das die ſo ausgezeich
net unterrichtete „Voſſiſche Zeitung“ heute ihren Leſern
als latest novelty auftiſcht. Vielleicht hat das Blatt dis

„Freundlichkeit, ſich nunmehr den Schlaf etwas aus
den Augen zu reiben und künftighin nicht wieder drei-
viertel Jahr hinter den Ereigniſſen im Sturmſchritt herzueilen.
Zuweilen kann nämlich die rechtzeitige Kenntnis ſolcher
Dinge für die Möglichkeit größerer Objektivität, als
die „Voſſiſche Zeitung ſie vielfach beweiſt, ganz nützlich ſein.

Den letzten Satz ganz beſonders zu beherzigen, hätte auch
die „Allg. Ztg. in Halle allen Anlaß! Nach dieſer Entgegnung
der „D. T.“ zog die „Voſſ. Ztg.“ es vor, ihren Reinfall durch
kluges Schweigen vergeſſen zu machen, während die „Allg. Ztg.
durch langatmiges Geſchwätz den ihrigen in aller Oeffentlichkeit
ordentlich bekannt zu machen beſtrebt iſt!

Es geht doch ſo leicht nichts über „beſtinformierteſte Quellen
und politiſchjournaliſtiſche Geſcheitheit

Mordprozeß Hemberger. Das Schwurgericht II Berlin
verhandelt am Donnerst die 86jährige Frau Eliſabeth
Hemberger und deven en, den 28 jährigen Kaufmann
Walter Pwotze, die beſchuldigt werden, am 11. Dezember 1918
den Ehemann der Frau Hemberger, Oberlehrer Dr. Hem-
berger, ermordet zu haben. Ferner iſt die 24jährige Frau
ävieda Weiſe wegen Beihilfe angetlagt,

W. Neue Erzlager in Tirol. Dem Allgemeinen Tiroler
Anzeiger“ zufolge ſind in der Umgegend von Jm ſt
entdeckt worden, die anſcheinend ſo reich ſind, daß ſich der Abbau
lohnen würde, wenn die nötigen Kapitalien für die Anlagen auf
gekracht werden könnten.

Als ſie fortfuhr, geradeaus zu blicken, und die kleinen,
hellen Ballons zu zählen, es waren gerade vierund-
zwanzig „Erhöhte Luftgefahr“, fuhr er dringender
fort. „Nehmen Sie die alte Dame meinetwegen mit, das
Schloß iſt geräumig genug, es liegt ſo reizend, geſchützt,
mitten im Wald. Sie können Sport treiben, jagen, fiſchen,
reiten, ich habe ein wundervolles Pferd für Sie meine
Frau würde ſich ſehr freuen

Er wiederholte alles, was er ihr in ſeinen Briefen vor
gehalten hatte, nur dringlicher und wärmer, durch ihre Nähe
beunruhigt. Sie waren eben in die Vorſtadt eingebogen,
als ein furchtbares Krachen in der Luft ertönte, ſo dicht vor
ihnen, daß ſie wie geblendet mitten auf der Straße ſtehen
blieben. Kinder liefen ſchreiend über den Weg, Ziegel
praſſelten von den Dächern, vor ihnen lief ein Soldat in den
Torweg eines dreiſtöckigen Hauſes hinein. Sie hatten gerade
noch Zeit, in das gegenüberliegende Haus zu flüchten, als die
Erde erbebte von einem ohrenzerreißenden Gebrüll, Knat-
tern und Krachen, dem dumpfes Gevpolter folgte und
Schreien, wie von verwundeten Tieren, man hörte Men
ſchenſtimmen, die um Hilfe riefen.

Roſe lehnte wie ohnmächtig gegen die Wand des dunklen
Torwegs, in den er ſie geriſſen hatte. Als ſie wieder hinaus-
traten, lag die Gaſſe ſonnenbeſchienen da, von Glasſcherben,
Ziegeln und Sprengſtücken bedeckt. Das Haus mit dem
Torweg war verſchwunden. Ein Rieſenpuppenhaus ſtarrte
ſie an. Die vordere Front war zuſammengeſtürzt und in
ſich niedergebrochen. Man ſah tapetenbekleidete Wände, an
denen Bilder hingen, zertrümmerte Möbel, Vorhänge, die in
Fetzen herabhingen, und drei Männer trugen einen Toten
aus den Trümmern des Torwegs heraus, es war der
Soldat, der mit ſeinem Brief zum Briefkaſten gelaufen war,
und die Buben ſammelten eifrig Sprengſtücke in ihre
Mützen.

„Wie können Sie hier bleiben?“ wiederholte der Prinz,
noch bleich von dem Schrecken um ſie. Er ſah ihr Leben
täglich einer ſolchen Gefahr ausgeſetzt. „Wenn ich Macht
über Sie beſäße. Roſe, hier ließe ich Sie keinen Tag länger,
das iſt ja ekelhaft, ſolche unnützen Verwüſtungen.“

Noch unter dem Eindruck des Schreckens ſchien ſie zu
ſchwanken. Sie ſah vor ſich dieſe Ahne, die vor dem
Toilettenſpiegel ihre Jungfer gezüchtiat batte, und die dann

abgedankt wurde, eben dieſer Jungfer wegen. Fürſten-
gunſt Ach nein, ſie wußte genau, wie alles kommen und
wie es enden würde. Auf der Fahrt nach dem Kirchhof hatte
ſie ihm mit einem Nein geantwortet, als er kam, ſie zu
tröſten, ſie wiederzuſehen, ſie mitzunehmen Es ſah ge
wiß böſe hier aus, die Flieger töglich, der Feind vor den
Toren, die Stadt konnte jeden Tag eingeäſchert oder ge
ſtürmt werden, aber dennoch

Es war die Treue gegen die Heimat und die Gewißheit,
daß, wenn ſie nachgab, ſie ihm verfallen war, dieſem Zauber,
den die Gefahr umgibt.

Beide fühlten es Sie ſah, wie ein Sonnenſtrrahl
ſchmeichelnd über das verblaßte Paſtell der Ahne glitt, die
ſich an ihrem Pudertiſch im Negligs hatte malen laſſen, bei
der Morgenſchokolade. An dieſem Tiſch, vor dem
ſelben Spiegel, der ihren feinen ſtolzen Racken widergab,
hatte ſich ihr Schickſal vollzogen, eine abgedankte Mätreſſe

Sie blieb feſt. „Es iſt meine Heimat und er liegt hier
und mein Vater. Jch kann nicht zu Jhnen kommen. Sie
wiſſen ſelbſt am beſten, warum.“

e v
Es war wie eine ſteinerne Ruhe über Roſe gekommet,

ſeit ſie allein war, ein innerliches Befeſtigtſein und eins
Sicherheit, die ſie früher nicht beſaß.

„Das muß ſie von der Mutter haben“, dachte Frau
Lucy, die ihre Enkelin heimlich beobachtete. Sie hatte ihre
geliebte Wohnung in St. Aux ausgeräumt und ſich hier
eingerichtet, die Möbel wurden in ihren beiden Mädchen
zimmern untergebracht. Das überflüſſige wurde verkauft.

„Mein drittes Leben“, dachte Roſe, als ſie wieder am
Fenſter ihres Mädchenzimmers ſtand und zu der alten
Thereſienkirche hinüberſah. Zum erſtenmal fragte ſie ſich,
wovon leben wir eigentlich?

Bis dahin hatten andere fürr ſie geſorgt. Die Damen
Ferron waren ſichtlich gealtert, und es war etwas Nervöſes,
Unruhiges über ſie gekommen; die unſichere Lage der Stadt
und der Heimat ängſtigten ſie. Was wird aus uns, wen
der Krieg verloren iſt?
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Halle und Amgebung
Halle, 7. Oktober.

Die Halleſchen Hausbeſitzer gegen das
Mietseinigungsamt

50 Prozent nur bei Nachweis der Zubußen?
Die Halleſchen Hausbeſitzer kennen eine Behörde, die ihnenbas Leben noch ſaurer t als es für den Grundeeſiber e

ſchon ohnehin iſt. Sie haben ſich neuerlich über eine Entſchei
dung des hieſigen W beim Wohlfahrts-miniſterium mit ſeigender Eingabe beſchwert:

An da Halle a. S., den 17. September 1921.

Wohlfahrtsminiſterium, i eBerlin.
Sehr geehrter Herr Miniſter!

Der Endesunterfertigte Verein erlaubt ſich, dem Herrn Mi-
giſter Nachſtehendes mit der Bitte ergebenſt zu unterbreiten, dem
hieſigen Mietseinigungsamt Anweiſung zu geben, bei ihren Ur-
teilen ſich ſtreng an das Geſetz zu halten

r e uß des Bezirksausſchuſſes und durch Bekannt-
machung des Magiſtrats der Stadt Halle a. S. iſt die Höchſtmiete
bis zu 50 25 für Wohnungen, und für gewerbliche Räume
feſtggledt worben.

Das Mietéeinigungsamt hat bei ſeinen letzten Entſcheidun
gen ſich auf den Standpunkt geſtellt, daß falls der Hausbeſitzer
den e von 50 verlangt, er den Nachweis erbringen
müßte, daß das Grundſtück Zubußen erfordert. Die Anſicht, da
der Nachweis ſchon bei 50 9 erbracht werden muß, verſtößt dir
gegen das Geſetz, denn in F 10 ſteht:
m einzelnen Falle kann dem Vermieter auf Antrag für

einen feſt z beſtimmenden Zeitraum durch das Einigungsamt
ein über den Höchſtſatz der Miete hinausgehender Zu
ſchlag zur Miete zugebilligt werden, wenn er nachweiſt pp.“

wath r gert e r dgt der Nachweis nicht er
racht rden braucht, wenn der Zuſchlag ſich inner dzulägeg 50 bewegt. ſchlag ſich bo weder

ei er erlauben wir uns auf Folgendes hinzuweiſen:Da für Halle der Höchſtſatz von 50 auch nicht Wuahernd

ausreicht. iſt es dem Hausbeſitzer nicht möglich, etwas an ſeinem
Grundſtück zu tun, infolgedeſſen gehen hier die Grundſtücke lang
ſam aber ſicher dem Verfall entgegen.

Wir ſprechen die Hoffnung aus, daß es endlich gelingen
möge, dem Hausbeſitzer dasjenige Mietszuſchlägen zu geben,e 83 ine ehe nicht nur in ſeinem Jn-
ereſſe, ſondern auch zum Wohle u ur Erhaltung der Geheit ſeiner Mieter, notwendig hat. W ſattung eſund

Geſchäftsſtelle des Haus und GrundbeſitzerVereins zu Halle a, S.
Barfüßerſtraße 15.

gez.: Blumentritt.

In die Gewerkſchaft deutſcher Volkslehrer!
Nebertritt der Bezirksvereinigung Merſeburg des Neuen

Preußiſchen Lehrervereins.
Uns wird geſchrieben:
In der ſtark beſuchten Verſammlung der Begzirksvereinigung

Merſeburg des Neuen Preußiſchen Lehrervereins in „St. Niko
laus“, die Lehrer WalsdorfBiederitz bei Magdeburg leitete,
wurde ein wichtiger Beſchluß gefaßt. Nach dem aus
führlichen Vortrag des Lehrers HermeſſenGelſenkirchen (der dem
Junglehrerverband und dem Vorſtand der Gewerkſchaft ange
hört) über Aufgaben und Ziele der Gewerkſchaft deutſcher Volks
lehrer, beſchloß die Vereinigung mit großer Mehrheit nach langer,
lebhafter Debatte, in die Gewerkſchaft deutſcher Lehrer einzu
treten. Sie folgte dem Berliner Beſchluß des Landesverbandes,
der ſeine Mitglieder zu dieſem Beitritt verpflichtet und dabei

kg den Neuen Preußiſchen Lehrerverein beſtehen
an läßt Nach der Verordnung vom 15. November 1018 iſt den
1918 Beamten das Recht der Koalition grundſätzlich gewähr

Hem leiſtet. Jn harter, bitterer Not ringen die Landlehrer in nied-
Frau rigſter Ortsklaſſe um eine beſcheidene Lebensmöglichkeit, nur

durch eine geſchloſſene Standesorganiſation können ſie Gleich
roler ſtellung erreichen. Die akademiſchen Stände lehnen bei Ver
ager folgung ihrer Ziele die Trennung nach politiſchen Parteien und
bbau Konfeſſionen ebenfalls ab. Vier Vereine, der Preußiſche Jung
auf lehrerverband, der Neue Preußiſche Lehrerverein, der Deutſche

Volksſchullehrerverein und die Jndeluk, ſchloſſen ſich zu dieſem
2 ſtraff disziplinierten Wirtſchaftsverband auf neutraler Grund

loge zuſammen. Das Programm der G. D. V. lautet: Er
ſten kämpfung eines Einheitslehrerſtandes, Durchführung der kolle
und gialen Schulleitung, gleiche Beſoldung in Stadt und Land bei

hatte gleichen Pflichtſtunden unter Fortfall der Ortsklaſſen. Als Bei
zu trag wurden monatlich 10 Mark und für den Neuen Preußiſchen
ge Lehrerverein 1 Mark feſtgeſetzt. Dafür erhält jeder Lehrer das
den Organ „Der Volkslehrer“ koſtenlos, ſowie den Rechtsſchutz, Haft
ge pflichtverſicherung uſw. Auch in Hamnnover, Weſtfalen, Rhein

land und Schleſien ſieht es günſtig für die Gewerkſchaft aus.
heit, Der Leiter des Gewerkſchaftsbundes in der Provinz Sachſen
ber, wurde der allbewährte Herr Kruſekopp-Lettin, 2. Vor

ſitzender Lehrer AnkebrandPehritzſch bei Eilenburg, Ge
ſchäftsführer und Kaſſierer die Herren Mende- und

rahl ZeutſchelHohenmölſen, für Lehrerinnen Frl. Ule
z (Kyffh.); r r KönigReideburg;reſſe: Hennig Uftrungen, u a K 5en H g Uftrungen, und Wohlfahrtspflege: Köhler

gab,

Kus dem Haushaltsausſchuß
n Erhöhung des Straßenbahntarifs. Ablöſung der Zwangs

einquartierung. Erhöhung der Theatergagen.
Der Arbeiterſängerchor und der Männergeſangverein bon

1911 hatten der Stadtverordnetenverſamwlung ein Geſuch einge
teſt, reicht, ihnen aus der für Geſangvereine bereitgeſtellten Summe
ins einen Betrag zu bewilligen. Der Magiſtrat teilte mit, daß außerdem noch für Anträge vorlägen. Deshalb wurden die Geſuche

rau dem Magiſtrat als Material überwieſen, der dann eine Vorlage
ihre machen wird, in welcher Höhe die einzelnen Vereine Berückſichti-
hier gung finden können. Dem evangeliſchen Kirchenmuſikverein
en für die Proving Sachſen wurden aus Kap. 25, 11 2000 Mark zur

Deckung des bei ſeiner kürzlich veranſtalteten Muſikaufführung
am entſtandenen Fehlbetrages bewilligt. 1000 Mark wurden der
ten Krieger Sanitätskolonne als Beihilfe zur Beſchaffung von Ver
ich bandmaterial und zur Herſtellung eines Krankenwagens zuge

wieſen.
Infolge der Steigerung der Löhne bei der Städtiſchen

Straßenbahn iſt mit einer
adi Mehrausgabe von jährlich 2 Millionen Mark
n oder für den Reſt des Etatsjahres von 1 Million Mark zu rechnen

Um den ſtädtiſchen Etat nicht mit einem Fehlbetrag zu belaſten,
n deshalb eine Erhöhung des Straßenbahntarifs

unbedingt erforderlich. Die Steigerung iſt in der Höhe vorge-
ſehen, daß die Mehrausgaben dadurch gedeckt werden, ſo daß es
vorausſichtlich bei dem etatsmäßigen Fehlbetrag verbleibt. Es
ſoll koſten eine Fahrt von zwei Teilſtrecken in Zukunft 80 Pfg.,
ſtatt bisher 70 Pfg., bei drei Teilſtrecken tritt eine Erhöhung von
80 Pfg. auf 90 Pfg. ein. Der Preis für eine Fahrt von mehr als
drei Teilſtrecken bleibt mit 1 Mark unverändert. Die Fahrſchein-
hefte werden von 6,50 Mark auf 7,50 Mark erhöht (für zwei Teil
ſtrecken), von 8 Mark auf 9 Mark (für drei Teilſtrecken). Die
ſteuerfreien Arbeiterwochenkarten werden von 7 Mark auf 8 Mark
erhöht, die ſteuerpflichtigen Wochenkarten von 7 Mark auf 9 Mark.
Die Schülerkarten bleiben unverändert. Der Preis für die
Monatskarten wird von 60 Mark auf 70 Mark heraufgeſetzt. Ein
Sonderwagen wird in Zukunft 20 Mark, ſtatt bisher 15 Mark,
koſten. Man rechnet bei dieſer Erhöhung der Tarife auf einen
Verkehrsrückgang von 5 Prozent, ſo daß ſich eine Mehreinnahme
von jährlich 2,1 Millionen ergeben würde.

Jm November 1919 waren für den Umbau der Umformer
ſtationen bei der Straßenbahn 830 000 Mark bewilligt worden.
Aus dem Erlös alter Maſchinen erhoffte man eine Einnahme
von 200 000 Mark, bei der Ausführung der Umbauten ſind in
Wirklichkeit 1485 000 Mark Unkoſten entſtanden. Der Verkauf
der Maſchinen hat einen Mehrerlös von 1090 000 Mark erbracht,
ſo daß über die veranſchlagte Summe hinaus 555 000 Mark aus-
gegeben worden ſind. Die Höhe dieſer Summe erregte allge
meines Befremden, iſt aber durch die Steigerung aller Preiſe in
der Zwiſchenzeit bedingt urd mußte wohl oder übel nachbewilligt
werden. Sie ſoll aus den Betriebseinnahmen gedeckt werden und
in fünf Jahresbeträgen in den Etat der nächſten Jahre einge-
ſtellt werden.

Bei der Erhöhung der Gehälter für die ſtädtiſchen Be
amten, Angeſtellten und Arbeiter ſind bisher die Mit
glieder des Wirtſchaftsausſchuſſes (Arbeitervat)
nicht berückſichtigt werden. Sie erhalten bisher ein Entgelt
ron 1200 Mark im Monat, wovon noch einige Alzüge abzu
rechnen ſind, ſodaß ſich in Wirklichkeit die Bezüge auf 1 000 045
Mark ſtellen. Die Mitglieder des Wirtſcharausſchuſſes
nehmen für ſich in Anſpruch, daß ſie im Monat Auguſt durch
ihre Tätigkeit den Einwohnern der Stadt bei Berechnung des
neuen Brotpreiſes eine Summe von 200 000 bis 850 000 Mark
durch ihr Eingreifen gerettet haben, die ſonſt zuviel gezahlt
worden wären. Der Magiſtrat hält die Tätigkeit des Wirt
ſchaftsausſchuſſes auch weiterhin für nötig da er für die
Preisprüfungsſtelle wertvolle Dienſte leiſtet, beſonders beim
Uebergang zur freien Wirtſchaft. Auch für das Wohnungs-
amt und für das Mietseinigungsamt ſind die Mitglieder des
Wirtſchaftsausſchuſſes aushilfsweiſe tätig. Der Mgiſtvat wird
ermächtigt, über die im Etat vorgeſehenen 50 000 Mark hinaus
die Bezüge für die Mitglieder des Wirtſchaftsau“ſchuſſes zu
erhöhen. Die erforderlichen Mittel werden im Vetrage von
15 000 Mark bereitgeſtellt. Die Mitglieder ſollen dieſelben
Teuerungszuſchläge erhalten, wie die Beamten. Die Ver-
gütung für die einzelnen Mitglieder werden durch den Ma
giſtrat feſtgeſetzt.

Bei dieſer Gelegenheit wurde darüber Kloge geführt, daß die
Brotmarkenausgabeſtelle für den Stadtteil Cröllwitz ſehr weit
entfernt liege. Der Magiſtrat wies darauf hin, daß

ſtatt der früheren 39 Markenausgabeſtellen jetzt nur noch 10

vorhanden ſeien und daß dementſprechend die einzelnen Stellen
nicht mehr ſo bequem gelegen ſein können. Der Abbau der
Hilfskräfte iſt ſoweit vorangekommen, daß jetzt nur noch
1265 Perſonen in Aushilfsſtellen tätig ſind, ein weiterer Ab-
bau ſei beabſichtigt.

Dem Antrag des Magiſtrats, dem Verbande der Kreiſe und
Gemeinden in der Provinz Sachſen und in Anhalt beizutreten,
ſtimmte der Ausſchuß zu unter der Bedingung, daß die Stadt
Halle, wie auch Magdeburg und Erfurt, einen Sitz im Vorſtande
dieſes Verbandes erhält. Der Beitrag von 12 000 Mark wurde
bewilligt.

Bei unverſchuldetem Waſſerverluſt wurde bisher eine Ver-
gütung von 10 Pfg. je Kubikmeter erſtattet. Dieſe Feſtſetzung
rührt aus dem Juni 1898 her bei einem Waſſerpreiſe von
18 Pfg., und entſpricht nicht mehr den heutigen Verhältniſſen, wo
der Waſſerpreis 1 Mark je Kubikmeter beträgt. Daher wurde
die Rückvergütung neu auf 30 Prozent des jeweiligen Waſſer
preiſes feſtgeſetzt.

Die Terraingeſellſchaft in Diemitz hatte für die Verſorgung
der induſtriellen Anlagen in Diemitz ein eigenes Waſſerwerk er
richtet mit einem eigenen Rohrnetz. Inzwiſchen hat die Land
gemeinde Diemitz einen Vetrag mit der Stadt Halle abge
ſchloſſen, nach welchem die Waſſer verſorgung von
Diemitz durch die Stadt Halle erfolgt. Ein Teil der
Jnduſtrieanlagen, die für die Waſſerverſorgung in Frage
kommen, liegt aber in Büſchdorfer Flur. Dieſe möchten nun
gleichfalls an die ſtädtiſche Waſſerverſorgung angeſchloſſen wer
den. Die Intereſſenten haben die Koſten für den Anſchluß zum
größten Teil ſelbſt aufgebracht. Der Reſt von 8000 Mark wird
bewilligt. Mit der Gemeinde Büſchdorf iſt ein Vertrag abge
ſchloſſen, wonach ſie das Waſſer zu dem jeweiligen Halleſchen
Preis erhält mit einem Auſchlag von 4 Pfg. je Kubikmeter.

Vielfach ausgeſprochenen Wünſchen nach

Ablöſung der Zwangseinquartierung

trägt eine Magiſtratsvorlage Rechnung. Von den 4165 Woh-
nungen mit mehr als 4 Zimmern ſind bisher 2100 mit Zwangs-
mietern belegt. Daß die Zwangseinquartierung nicht das Jdeal
in der Löſung der Wohnungsfrage darſtellt, iſt allgemein aner
kannt, und die Schwierigkeiten werden auf beiden Seiten gleich
ſchwer empfunden. Die Magiſtra. vorlage ſieht vor, daß die
Zwangseinquartierung entweder durch Geld oder durch Her-
ſtellung neuer Wohnungen abgelöſt werden kann. Da die Einzel
heiten der Vorlage in ihrer Tragweite noch nicht überſehen wer
den konnten, beſchloß der Ausſchuß, die Angelegenheit zu ver
tagen, um eine gründliche Durchberatung zu ermöglichen.

Für die Erhöhung der Theatergagen wurde ein
Betrag von 848 000 Mark angefordert. Wie dieſer Mehrbetrag
gedeckt werden ſoll, blieb vorläufig offen. Es wurde auf die
allgemeine Vorloge für die Mehrbeſoldung verwieſen. Jeden-
falls wird eine Erhöhung der Theaterpreiſe kaum
in Frage kommen können. Nach der neuen Vorlage wur
den die Mindeſtbezüge für die Chormitglieder cuf 1200 Mark, für
die Orcheſtermitglieder auf 1300 Mark, für die Solomitglieder auf
1500 Mark feſtgeſetzt. Dazu treten dann noch die Kinderzulagen
wie bei den ſtädtiſchen Beamten. Das Gehalt für den Theater
intendanten wird von 40 000 Mark auf 50 000 Mark erhöht.

Für die Opfer des Unglücks in Oppau wurden
dem Magiſtrat 50 000 Mark aus Kapitel 25, 11 zur Verfügung
geſtellt. Der Magiſtrat wird ermächtigt, aus dieſer Summe den
Betrag nach Oppau zu überweiſen, der nack den Richtlinien des
Städtetages feſtgeſetzt wirt

den Feſtſälen

deutſchen Vertreter
und alles daranſetzen, ſiegreich zu beſtehen, um in die Zwiſchen

und Endrunde zu i

der D. S. B. benutzten Gepväte

Außerordentlicher Gautag des Gaues Sachſen
Anhalt im D. H. v. in Halle

Anläßlich der 2öjährigen Wiederkehr des Gründungstages
der Ortsgruppe Halle des D. H. V. fand am Sonntag ein
außerordentlicher Gautag des Gaues Sachſen-Anhalt ſtatt. Gauvorſteher Richter Magdeburg, der die
Verhandlungen leitete hielt einen Vortrag über „Die wirt-
chaftspolitiſche Lage und die deutſchen Kaufmannsgehilfen“.
on den Wirkungen des Friedensvertrages auf die deutſche Wirt

ſchaft ausgehend, betonte Redner, daß dieſer Vertrag den Ruin
der deutſchen Wirtſchaft und die Lähmung der Weltwirtſchaft zur
Folge haben müßte. Ferner beleuchtete Redner den Sozialiſie-
rungsgedanken und ſtellte die ſozialiſtiſche Form ſchon um des
willen als undurchführbar hin, weil wir ſind von den
Feindbundſtaaten. Eine weitere t ie dem Wieder-
aufbau entgegenſteht, iſt die Gelden ng. Redner ging als
dann auf die Stellungnahme des Verbandes zu dem Kapitel
Kapital und Arbeit ein und führte aus, daß der D. H, V. den
Standpunkt vertrete, daß Kapital und Arbeit unlösbar mit-
einander verbunden ſeien. Alsdann beleuchtete Redner die er
höhten Anforderungen, die an den Verband zurzeit auf ſozial-
politiſchem und kulturpolitiſchem Gebiet geſtellt ſeien. Die tarif-
lichen Erhöhungen im Gau Sachſen- Anhalt bewegen ſich zwiſchen
25 und 80 Proz. Zum Schluß führte er noch aus, daß es Auf
gabe des Verbandes ſein muß, die Mitglieder zu ſchulen in allen
wirtſchaftspolitiſchen Fragen. An den Vortrag ſchloß ſich eine
Ausſprache.

Dem Gauvorſteher Richter wurde im Anſchluß an ſeinen
Vortrag anläßlich ſeines 20jährigen Dienſtjubiläums im D. H. V.
ein Geſchenk überreicht.

Alsdann ſprach der Verbandsvorſitzende Bechly Hamburg
über die kommende Beitragserhöhung und über die allgemeinen
Aufgaben des Verbandes in wirtſchaftlicher und politiſcher Hin-
ſicht. Wollen wir, ſo führte Redner aus, im Mittelpunkt ſtehen,
F bleibt uns der Kampf um die politiſche Führung nicht erſpart.

ir müſſen uns ferner für die geſamte nationale Arbeiterbewe-
gung verantwortlich fühlen. Es wurde eine Ent z ung
einſtimmig angenommen, in der die Erhaltung und der Ausbau-
der Angeſtelltenverſicherung gefordert wurde. Der Antrag der
Beitragserhöhung wurde angenommen.

Es ſprach alsdann noch der Gaujugendobmann Thönes-
Magdeburg über die Jugendarbeit des D. H. V., dem ſich noch
a g Nornbpenſteuasen und eine Jugendführerbeſprechung
anſchlo

e

Vereins Nachrichten
Deutſcher Freiheitstag am 18. Oktober. Karten für die

Feier im Saal 6,30 und 4,30 M. Mitglieder des Deutſchvölkiſchen
Schutz und Trutzbundes 4,80 und 8,30 M.). Fackelkarten im Vor
verkauf 8,50 M. (ſonſt 5 M.) in den bekannten Verkaufsſtellen.

Samilien Nachrichten
Vermählungen: Fritz Krella mit Margarethe Ude.

Paul Ziegner mit Käthe Meher.
Todesfälle: Walter Starck Bennungen. Gaſtwirt Franz

Schrodter (53 Jahre). Ingenieur Alfred Lythall
(73 Jahre). Otto Schröter (89 Jahr).

H Sportdertchte
Die Tagung der Deutſchen Turnerſchaft in Caſſel

Unter ſtarker Anteilnahme wurde am Montag abend in
der Stadthalle der 17. Deutſche Turntag mit

einen Begrüßungsabend eröffnet, der i davon ablegte.
daß die deutſche Turnſache eine Ange it iſt, dagu be
rufen, ein einigendes Band zwiſchen allen deutſchen Stämmen
zu bilden. Aus allen Teilen des deutſchen Vaterlandes aus
den beſetzten und abgetretenen Gebieten, aus Oeſterreich, der
Tſchechoſlowakei und der Schweig waren herbei
geeilt, die von dem Vorſitzenden des Caſſeler Ortausſchuſſes
für den Deutſchen Turntag in dem prächtig geſchmückten Feſt
ſcal auf das hergrgſte wurden. Namen des
Hauptausſchuſſes Deutſchen Tuvnerſchaft ſprach Dr.
BergerAſchersleben. Seitens der Proving Heſſen-Naſſau er-
griff Oberpräſident Dr. Schwander Caſſel das Wort, der auch
den Gruß der Staatsregierung an den Deutſchen Turntag
überbracht. Für die Stadt Caſſel ſprach Stadtſchulrat Dr.
Bobritz. In einem äußerſt glücklich gewählten und geſchmack
voll arrangierten Programm wurden ſeitens der Caſſeler
Turnvereine turneriſche Leiſtungen zur Ausführung gebracht.
Freiübungen, Turnen am Reck, Pyramiden und Neigen wech-
ſelten mit einander ab. Mit großem Beifall wurde ein Feſt
ſpiel: „Vereinigt“ aufgenommen, in deſſen Mittelpunkt
Turnvater Jahn von Kindern, Jugendlichen und Erwachſenen

Begrüßungsabendſtand. Der ung mit gemeinſamen Geſängen und der Filmvorführung der Meiſterſchafts
kämpfe der D. T. in i Aus den Verhandlungen
intereſſiert vor allem der Beſchluß: „Der Turntag beauftragt
den Vorſtand, ſofort mit den Sportverbänden in Verkandlungen
über die Aenderung der Verträge einzutreten. Sollten die
Sportverbände unſere Vorſchläge ablehnen, ſo ſind die Ver-
träge bis zum 31. März 1922 zu kündigen und auf ihre vor
zeitige Aufhebung hinzuarbeiten.“ Hoffentlich gelingtt es,
hier einen Weg zu finden, eine neuerliche Trennung
zwiſchen Turnen und Sport unmöglich macht. Die Meiſter
ſchaftskämpfe an Geräten, die Wettkämpfe in den volkstüm-
lichen Uebungen und die Meiſterſchaftsſpiele fallen im nächſten
Jahre mit Rückſicht auf die deutſchen Kampfſpiele aus.

Um den Pokal des Deutſchen Fußballbundes gehen am
Sonntag zum zwölften Male die Vorrundenſpiele vor ſich. Es
begegnen ſich Süd und Weſtdeutſchland in MünchenGladbach,
Nord und Nordoſtdeutſchland in Stettin und Mittel- und
Südohſtdeutſchland in Breslau. Beſonders die weſt und ſüd

werden ſich einen harten Kampf liefern

kommen. Nicht minder heiß wird es in
Breslau hergeben, wo der vorjährige Pokalſieger guf den ſüd-
oſtdeutſchen Verband trifft. Die Breslauer verfügen über
eine vecht anſehnliche Spielſtärke und werden ſich nicht leich:
ſchlagen laſſen, zumal ſie es im April d. J. fertig brachten, die
Mitteldeutſchen in einem Privatſpiel 3:0 ahzufertigen
Norddeutſchland dagegen ſollte nicht allzugroße Mühe haben,
über Nordoſtdeutſchland in die Zwiſchenrunde zu gelangen, die
am 13. November ausgeſpielt wird. Wir glauben, daß ſich zu
dieſer Nord, Süd und Mitteldeutſchland qualifizieren werden,

zu denen ſich der in der Vorrunde ſpielfreie Verband Branden
burgiſcher Vallſpielvereine geſellt.

Einheitsgeräte für die deutſche Leichtathletik. Der Tech-
niſche Ausſchuß der Deutſchen Sportbehörde für Leichtathletik
wird ſich in einer Ende November ſtattfindenden Sitzung mit
der Schaffung von Normaltypen für die bei den Wettkämpfen

beſchäftigen. Jn Frage
kummen Schlagball, Sveer, Kugel, Schleuderball, Stein, Dis-
kus und Hürden. Der Techniſche Ausſchuß wird bis zu Veginn
der Sitzung ſich noch eingehend nicht nur mit den Fabrikanten,
ſondern auch mit den gktiven Svortsleuten ins Benehmen
ſetzen. un einwandfreie Unterlag c für die Aufſtellung der
Einheitsgeväte zu ſchaffen. Die e eng dieſer Frage hätte
allerdings ſchon längſt erfalgen ne en, denn nur die Be
allerdings ſchon längſt erfolgen müſſen, denn nur die Be
urteilung der erzielten Leiſtungen bieten



Aus Mittelderctſrhlano
Millionenſtiſtungdes Fürſten zu Stolberg-

Wernigerode
Fürſt Chriſtian Ernſt zu StolbergWernigerode beging dieſer

Tage ſeinen 57. Geburtstag. Gleichzeitig jährte ſich zum 25.
Male der Tag, an dem er Chef des Hauſes StolbergWernigerode
geworden war. Zum Gedächtnis an dieſen Tag ſpendete der Fürſt
die Summe von 1 Million Mark, die anteilig auf verſchiedene
Wohltätigkeitseinrichtungen entfallen. Neben Waiſenhäu-
ſern und Kleinkinderbewahranſtalten der Graf-
ſchaft haben beſonders der Beamtenpenſionsfonds und
der Beamtenunterſtützungsfonds der fürſtlichen
Werke in Jlſenburg uſw. je 1 Viertelmillion Mark erhalten. Zur
Unterſtützung verſchämter Armer erhielt der Magiſtrat in
Wernigerode 100 000 M.

Für die Errichtung eines Bezirkseiſenbahnrats
und einer Eiſenbahndirektion in Leipzig

Leipzig, 6. Oktober.
In der Mittwochsſitzung der Leipziger Stadtverordneten

wurde einſtimmig ein Antrag angenommen, in dem die Errich
tung eines Bezirkseiſenbahnrates und einer Eiſenbahndirektion
in Leipzig gefordert wird. Oberbürgermeiſter Dr. Rothe be-
tonte in einer Rede, daß der Rat der Stadt die Angelegenheit,
mit der er fich ebenſo wie die Handelskammer, das Meßamt und
der Verkehrsperein ſeit mehr als zwei Jahren eingehend be
ſchäftigt hat, nachdrücklichſt unterſtützen werde.

E

Saugerhauſen, 6. Okt. (Die Deutſchnationale
VPolkspartei) hielt nach längerer Sommerpauſe am letzten
Sonntag ihre Mitgliederverſammlung ab. Nach den zündenden
Klängen des Flaggenliedes begrüßte der Bezirksvorſitzende Herr
Dr. Luyken die Erſchienenen und widmete dem ſcheidenden
Frl. Goedel und Herrn Schultze-Bahlke warm empfundene Dankes-
worte und Abſchiedsgrüße. Für beide dankte Herr Schultze
Vahlke, ausklingend in den Mahnruf, drei Dinge als Leitſtern
des privaten und politiſchen Lebens ſich zu eigen zu machen:
Deutſch und damit national zu ſein, ſelbſtlos zu ſein und auf
Golt zu vertrauen. Nach erfolgten Ergänzungswahlen zum
Vorſtande und Annahme der neuen Satzungen erhielt der Vor
ſitzende des Kreisvereins, Herr Dr. Stanze, der für den tele
graphiſch zur Fraktionsſitzung nach Berlin gerufenen Reichstags
ab geordneten Hemeter dankenswerterweiſe eingeſprungen war,
das Wort zu ſeinen treffenden und lichtvollen Ausführungen.
Beſonders erwähnt ſei daraus die ſcharfe Geißelung der Re
gierungsmaßnahmen gegen die Ausbreitung des nationalen Ge-
dankens, die Ablehnung und Verurteilung des Erzbergermordes
und die ſcharfe Kritik über die neudeutſche Verwaltungs- und
Regierungskunſt. Aeußerſt intereſſant waren ſeine Aus
führungen über die Teuerung, den Wucher und die Landwirt
ſchaft. Bereits ſeit einer Reihe von Wochen ſind durch den
Landesverband in Halle als auch den Kreisverein Sangerhauſen
Verhandlungen zur Linderung der Not geführt worden, die das
Ergebnis zeitigten, daß die Mitglieder des Landbundes aus
freien Stücken die Brotration nicht nur, wie gewünſcht, auf
2000 Gramm, ſondern ſogar auf 2150 Gramm erhöhten. Es iſt
dies eine ſoziale Tat, für die unſere angefeindeten Landwirte
Dank verdienen. Des weiteren ſoll noch verſucht werden, für
Kleinrentner, Witwen und Kriegsbeſchädigte billiges Brotgeireide
und Erbſen zu ſchaffen. Mit dem gemeinſam geſungenen
„Deutſchland, Deutſchland über alles“ ſchloß der inhaltreiche und
harmeoniſch verlaufene Nachmittag.

Königerode (Südharz), 6. Okt. (Ein Zigeunerfeſt),
veranſtaltet vom hieſigen Burſchen und den beiden Schützenver-
einen, bildete am Erntedankfeſtnachmittage, begünſtigt vom herr
lichſten Oktoberwetter, eine Volksbeluſtigung reizvollſter Art.
So viel Fremde hatten die Straßen unſeres Harzdörfchens lange
nicht geſehen. Vom Burſchenverein war eine etwa aus 40 ſehr
nett koſtümierten Perſonen beſtehende Zigeunerbande zuſammen
geſtellt, die um 1 Uhr mit 5 originellen Wohnwagen vor dem
Güntherſchen Gaſthauſe „Halt“ mochte und ein reges Bettelgeſchäft
im Dorfe entwickelte. Des Raubes zweier Jungfrauen verdäch-
tigt, ergriff die Bande die Flucht nach dem wundervollen Ge
lände der Taurothwieſen im nahen Wippertal. Die Verfolgung
wurde ſofort von beiden Schützenvereinen aufgenommen. Unter
klingendem Spiel zog auch die tauſendköpfige Zuſchauermenge mit
ihnen hinaus. ier nun entfaltete ſich dem Zuſchauer ein bun-
tes Bild eigendſter Art. Zigeunerlagerleben, luſtige Tänze auf
fonniger Wieſe, harte Bedrängnis der Bande durch die von zwei
Seiten ſprungweiſe vorrückenden Verfolger, Kanonenſchüſſe,
Piſtolenſchüſſe, Befreiung der Entführten, Abbrennen ihrer
Strohhütten, dann friedliches Beiſammenſein bei Konzertmuſik
und erfriſchenden Getränken und endlich ein fröhlicher Heimzug
füllten die Nachmittagsſtunden in abwechſelungsvollſter Weiſe
aus.

a. Köthen, 6. Okt. Eine große Zuckerknavpheit)
macht ſich ſeit einiger Zeit hier geltend. Nirgends iſt Zucker zu
haben trotz des geſetzlich gewährleiſteten Freihandels, der ja erſt
für die neue Ernte gilt. Von der letzteren iſt aber der erſte
Zucker ſchon in dieſen Tagen zu erwarten. Die Zuckerfabrik
Glauzig, die bereits im September mit der Rübenverarbeitung
begann, wird noch im Laufe der Woche die erſte fertige Ware
herausbringen, die ſofort den Kaufleuten zugeführt und von
dieſen in einzelnen Pfunden an die Kundſchaft abgegeben wird.
Es handelt ſich zunächſt aber nur um Melis; Raffinade, deren
Herſtellung mehr Zeit erfordert, iſt früheſtens in drei Wochen zu
erwarten. Der Preis im Einzelhandel dürfte ſich nach einer
Mitteilung aus Fachkreiſen auf etwa 4,40 M. das Pfund ſtellen.

Kleine Provinznachrichten
Die Poſtautolinie Alterkurg--Waldenburg--Glauchau wird

km 12. Oktober dem allgemeinen Verkehr übergeben. Vorläufig
ſollen die Wagen täglich zweimal verkehren. Der bekannte
Fuchsturm bei Jena ſoll in nächſter Zeit eine weſentliche bauliche
Veränderung erfahren, und zwar ſollen vornehmlich die Wirt
ſchafts- und Wohnräume erweitert werden. Zwiſchen Molken-
haus und Torfhaus bei Harzburg hat der Skiklub Braunſchweig
eine Gedenktafel zu Ehren der im Weltkriege gefallenen Mit-
glieder errichtet. Die Beſitzer mehrerer Rittergüter und Do
mänen in der Koburger Gegend haben ſich verpflichtet, ent
ſprechend dem Vorbild anderer Gegenden, für jeden Acker ihrer
Kartoffelanbaufläche für die Minderbemittelten wenigſtens zwei
Zentner zum Preiſe von höchſtens 20 M. zur Verfügung zu ſtellen.

Rudolf Stratz: Belladonna. Novellen. Verlag von Egon
Fleiſchel Co., Berlin W. Preis 12 M. Rudolf Stratz
zählt zu den meiſt geleſenen und beliebteſten Romanſchriftſtellern.
Um ihn als Novelliſten zu würdigen, iſt ſein ſeit langem ver-
griffener Novellenband „Belladonna“, der jetzt in neuer Geſtalt
und erweiterter Form erſcheint, ſehr geeignet. Ungeteiltes Lob
verdienen auch die in den Band neu aufgenommenen Novellen.
„Der Fremdenlegionär“ behandelt das man möchte ſagen
leider immer noch aktuelle Thema der Leiden, Gefahren und
Verfolgungen, die einen Deutſchen, der aus Abenteurerluſt, Ver
fehlung oder Leichtünn üch der Fremdenlegion anſchließt, ex
warten

Volkswirtschaftlicher Teil
Die Poſtüberwachung der Steuerbehörde

Von Dr. Roeder, Berlin.
In jüngſter Zeit mehren ſich die Klagen über die allzu

lang andauernde Beförderung von Auslands- Ein
hreibebriefen. Natürlich trägt, was vorweg beront werden

oll, daran die Reichspoſt nicht die geringſte Schuld. Denn dieſe
iſt ja nach der leider immer noch gültigen Verordnung des vor
maligen Rares der Volksbeauſtragten vom 15. November 1918
(R.- G.Bl. 1324) und den Anordnungen des Reichs ninſters der
Finanzen verpflichtet, die betreffenden Sendungen nach ihrer
Ankunft den ſogenannten Poſtüberwachungsſtellen zuzuführen.

Die Poſtüberwachung wird alſo im ſteuerlichen und wirt-
ſchaftlichen Intereſſe aufrecht erhalten und von Beamten
des Reichsfinanz miniſteriums beſorgt, drren Dienſt
ſtellen, ſoviel wir unterrichtet ſind, bei den Paſtämtern in
Berlin W. 8, Emmerich, Frankfurt a. M., KölnDeutz und Karls-
ruhe (Baden) ſich befinden (vergl. PoſtNachr.-Bl. 1921. 171).
Wie aus der angezogenen Quelle hervorgeht, ſind Poſtüber
wachungsſtellen in München, Stuttgart, Linden Königsberg
i. Pr. und Hamburg eingegangen. Sendungen, die früher für
dieſe Stellen beſtimmt waren, werden nunmehr von den jetzt
noch beſtehenden Ueberwachungeſtellen übernommen und beſforgt.
Insbeſondere gelangen die Sendungen aus den Provinzen
Bvrandenburg, Schleſien, Sachſen und aus den Freiſtaaten
Sachſen und Thüringen on die Ueberwachungsſtelle KölnDeutz.

Die Pioſtüberwachung dehnt ſich ouf Einſchreibeöciefe, Wer:
und Geldſendungen aus, neuerdings auch auf Pakete aller Art
(olſo gleichfalls auf die gewöhnlichen Poſipakete) aus. Die ein
getroffenen Briefe werden von den Ueberwachungsſtellen geöffnet
und von ihren ſprachkundigen Beamten geleſen. Wir haben aber
feſtſtellen müſſen, daß nicht alle Ueberwachungsämcer mit a u L-
reichendem ſprachkundigem Perſon arbeiten.
Deshalb werden diejenigen Briefe, die man nicht leſen kann,
hilfsweiſe einer anderen Ueberwachungeſtelle überſandt, und
hiergus entſteht die vielen Aufgebern gang unerklärliche Ver
zögerung des Transportes. Daß eine derartige langſame Er
ledigung nicht Zum Nutzen des deutſchen Außenbendels ſein
kann noch dazu, wenn nan bedenkt, daß auch die Sendungen
aus den Povinzen Brandenburg, Schleſien, Sachſen und den
beiden Freiſtaaten Sachſen und Thüringen den weiten Weg zur
Dp Mhungeſterte KölnDeutz machen müſſen liegt auf der
Hand.

Briefe, in denen die Ueberwachungsſtelle Schecks, Geld
anweiſungen und Bargeld vorfindet, gelangen nicht
zur Abſendung, ſondern mit der Aufforderung en den Ab-
ſender zurück, durch eine Bank das Geldgeſchäft beſorgen zu
laſſen. Wer das nicht will, der kann ſeine Schuld und ohne daß
es dafür eines beſonderen Nachweiſès bedarf, bis zur Höhe von
20 000 Mark im Wege des Poſſlſcheckverkehrs durch Ueberweiſung
begleichen. Derzeit iſt dieſer Verkehr aber nur wach Freiſtaag:
Danzig, Schweiz und Ungarn im Auslandsverkehr möglich. Es
bleibt dem Verſender ſomit nur der Poſtanweiſungswee
noch offen. Hier bieten ſich wieder weue Schwierigkeiten: Die
meiſten Länder verbieten ſchriftliche Mittetlungen
auf den Poſtanweiſungzabſchnitt und dann muß jeder Verſender
der 3000 Mark und darüber hinaus auf gewöhnliche oder tele-
graphiſche Poſtanweiſungen einzahlt, der Poſtanſtalt über den
Jnhalt und Zweck des Geſchäftes Auſklärungen geben und
nötigenfalls die Nachweiſe dagu erbringen. Bei (leichgeitiger
Einzahlung mehrerer Pphſtanweiſungen von demſelben Abſender
an den gleichen Empfänger wird der Nachweis über Jnhalt und
Zweck des Geſchäftes, auf das ſich die Zahlung vezieht, auch
dann gefordert, wenn die einzelnen Beträge der Poſtanweiſungen
hinter dem Höchſlbetrag von 3000 Mark zurückbleiben, der
ſummariſche Betrag derſelben aber den Höchſtbetrag erreicht oder
überſteigt (Amtsbl. R. P. 1916 S. 87 und 479; 1920 S. 227).
Der Poſtfiskus hat alſo hier das Jnquiſit'onsver-
fahren für den Steuerfiskus übernommen.

Um Mißſworſtändniſſen vorzubeugen, ſei hier folgendes be
ſonders hervorgehoben: Nach S 2 des Kagpitalflucht-Geſetzes
dürfen Wertpapiere und auf in- und ausländiſche Währung
lautende Zahlungs mittel nur durch Vermittlung von Vanken nach
dem Auslande zur Verſendung kommen. Andere Zahlungsmitt:el
an ein und dieſelbe Perſon oder Firma können ohne Vermitt-
lung der Banken nur dann verſandt werden, wenn der Höchſt
betrag des Geſchäfts im Eingelfalle 3000 Mk. oder den nach den
Tageskurſe zu bevechnenden Wert dieſes Betrages in aus
ländiſcher Währung nicht überſteigt. (F 6 Ziffer 2 und 4 des
Kapf. 1 G).

Wir geben zu, daß die Poſtüberwachung leider
noch notwendig iſt und die Geſchäftswelt wird daher ange-
ſichts unſerer unerquicklichen Steuerverhältniſſe dieſe Nnbequem-
lichkeit in Kauf nehmen müſſen. Beſonders bei Paketſendungen
iſt es den Ueberwachungsſtellen in der letzten Zeit gelungen, be
deutende Schiebungen aufzudecken. So wurde in
Berlin im Januar eine Radium ſchiebung im Werte von
1 Million Mark, im April eine Brillantenſchiebung im
Werte von 2 Millionen Mark und jetzt erſt wieder eine Radium
ſchiebung im Werte von 25 Millionen Mark entdeckt. Hinter an
dere zahlreiche Schiebungen in Kokain, Salvarſan und
Chemikalien iſt man ebenfalls rechtzeitig gekommen, und in
Frankfurt iſt ſogar der Verrat von che miſchen Rezepten
aufgedeckt worden, der nach oberflächlicher Schätzung einen Wert
von 60 Millionen repräſentierte. Wie der Leiter der Ueber-
wachungsſtelle Berlin W 8 mitteilt, ſollen täglich von hundert
hinausgehenden Briefen mindeſtens drei beanſtandet wer-
den. Trotzdem ſind im Jntereſſe der BGeſchäfts-
welt und der damit verbundenen Plackereien mildere Be-
ſtimmungen des Kapf. 16. angebracht. Die Grenze
bis zu 3000 M. für Geldzahlungen entſpricht nicht mehr der Zeit
unſeres tiefgeſunkenen Geldſtandes. Es würde daher ſicber die
Notwendigkeit vorliegen, daß man die Verſendung von Zahlungs
mitteln bis zum Betrage von 6000 M. als Höchſtigrenze nach dem
Ausland feſtſetzte und bis zu dieſem Betrage das Nachweisgebot
für den Zweck des Geſchäftes aufhebt. Denn die bisherige Höchſt
grenze von 3000 M. Geld war nach dem Geldwerte, wie dieſer bei
der Schaffung des Kapf 1 G. beſtand, gerechtfertigt. Heute aber
bedeuten 3000 M. ungefähr ſo viel, wie früher 300 M. mithin
entſpricht die verlangte Höchſtgrenze dem früheren Werte von
600 Mark. Die Verſendung ſolcher Beträge, ſelbſt wenn ſie ohne
genügende Angaben über den Zweck des Geſchäftes erfolgt, dürfte
ſomit heute nicht mehr als „Kapitalflucht“ angeſeben
werden. Eine Aenderung des S 6 Ziffer 4 des Kapf 1 G. in der
geforderten Höhe erſcheint deshalb dringend geboten.

Endlich macht ſich, ſolange ſich unſer Auslands-Poſtſchbeckver-
kehr nicht weiter als über Danzig, Ungarn und die Schweiz aus
dehnt, auch die Freigabe von Schecks, Wechſel und Anweiſungen
in dem geforderten Höchſtbetragge von 6000 M. nötig. Daß dieſe
Zahlungsmittel nicht mittels Brief verſendet werden dürfen, er
ſchwert unſer Auslandsgeſchäft und verteuert es obendrein, da
ſich der Verſender nach Ausgabe des teuren Briefportos nun noch
zu der Ausgabe der Geldübermittlung verſteben muß. Alſo in
dieſer Hinſicht dürfte ebenfalls eine zweckentſprechendere Aende-
rung des S 1 Abſ. 3 des Kapf 1 G. geboten ſein.

Kaliwerke Friedrichshall A.G. in Sehnde, Provinz Hanno
ver. Die Hauptverſammlung beſchloß die Firma in Kalt-
werke Neuſtaßfurt-Friedrichshall umzuändern. Jn
den Aufſichtsrgt wurde Rechtsanwalt Dr. Schmidt, Hannover,
gewählt

E. Geriſch und Hermann A. Müller daſel

Käufer.

w. Demag Duisburg. Gegenüber Berichten e der
Verwendung des von der Deutſchen Maſchinenfabrik A.G. Duis-
burg im Gelſenkirchener Hafen erworbenen Grundſtückes, teilt
die Verwaltung mit, daß dasſelbe in erſter Linie für die Ver-
legung der Gewerkſchaft-Orange in Gelſenkirchen, die jetzt auf
gepachtetem Boden ihren Betrieb führt, dienen ſoll, daß die Er-
richtung einer Schiffswerft dagegen noch ganz unbeſtimmt ſei und
erſt für ſpätere Zukunft in Ausſicht genommen werden könnte.
Ein Kapitalbedarf bei der Deutſchen Maſchinenfabrik A. G. liegt
nicht vor und das Gerücht von einer demnächſt bevorſtehenden
Kapitalserhöhung ſei demnach vollſtändig aus der Luft gegriffen.

W. Die Diskonto Geſellſchaft wird in Zerbſt demnächſt
eine der Filiale Magdeburg unterſtellte Zweigſtelle eröffnen. Sie
übernimmt gleichzeitig die beiden r Bankgeſchäfte

ſt. Die bisherigen Jn-
haber dieſer Firmen, Geh. Kommiſſionsrat Hermann Krüger,
Hermann Müller und Fritz Bierwirth treten in die Dienſte der
Diskonto Geſellſchaft und übernehmen die Führung der Ge
ſchäfte der neuen Niederlaſſung in den bisherigen Geſchäfts
räumen.

Allgemeine Deutſche Krebitanſtalt, Filiale Greiz. Der
Direktor Grimm von der Allg. Deutſchen Kreditanſtalt wurde zur
Leitung der neuen Filiale der Bank nach Magdeburg berufen.
Sein Nachfolger in Greiz wird der bisherige Leiter der Greizer
Reichsbankſtelle, Reichsbankrat v. Richter.

tk. Zum Porzellanarbeiterausſtand. Der Streik der Por
zellanarbeiter in den Thüringer Fabriken iſt jetzt allgemein. Wieder „Anz. für Mittelthüringen“, Königſee, meldet, haben die Ar-

beiter folgende Forderungen geſtellt: 100 Prozent Lohnerhöhung
auf die effektiren Verdienſte mit Einſchluß der ſozialen Zulage
(für Frau 20 M., die erſten beiden Kinder 17,50 M., jedes weitere
Kind 12,25 M.). Als Teuerungszulage werden verlangt: Ueber
24 Jahre 600, von 20--24 Jahre 500, von 18--20 Jahre 400, von
16——18 Jabre 800, von 14—-16 Jahre 200 M. Außerdem Bezah-
lung für jede Betriebsſtörung. Volle Anerkennung des S 616 des3.6.18, 3——4 Wochen Urlaub. Mitbeſtimmung bei Einſtellung

und Entlaſſung. Der F 616 B.-G.-B. enthält die Beſtimmung,
daß der Arbeitnehmer ſeinen Lohn weiter erhält, wenn er eine
verhältnismäßig nicht erhebliche Zeit durch einen in ſeiner Per
ſon liegenden Grund ohne ſein Verſchulden an der Arbeit verhin-
dert wird, daß er ſich jedoch die fälligen Kranken- und Unfallver-
ſicherungsbeträge auf den Lohn anrechnen laſſen muß.

Warsn- und Marktheriehte
Berliner Viehmarkt vom 5. Oktober.

Auftrieb 2796 Rinder, 1725 Kälber, 5249 Schafe, 6557
Schweine, 312 Ziegen, 320 Schweine aus dem Memelgebiet, 63
Bakonier, 154 Litauer. Preiſe für 100 Pfund Lebendgewicht:
Ochſen 450—675 Mk., Bullen 425--650 Mk., Kühe 250-775 Mk.,
Kälber 5501250 Mk., Schafe 200--650 Mk., Schweine 1000 bis
1475 Mk. Handel in Rindern langſam, Ueberſtand. Kälber in
guter Ware glatt, ſonſt ruhig. Schafe ruhig. Ueberſtand in
magerer Ware. Schweine ruhig.

Berliner Fettmarkt vom 5. Oktober
Butter: feinſte Sachen knapp und geſucht. Für zweite

Sachen regeres Jntereſſe. Heutige Notierungen: Einſtandspreis
per Pfund inkl. Faß frei Berlin Ia. Qualität 29,50, IIa. Quali
tät 25—28, abfallende 17--23 Mk. Margarine: lebhafte
Nachfrage. Schmalz: Nachfrage lebhaft. Jn Pure Lard in
Tierces empfindliche Knappheit Preiſe beeinflußt durch Deviſen-
kurſe. Packerforderungen infolge ſteigender Notierungen an
Chikago. Produktenbörſe erhöht. Heutige Notierungen ſind:
Choice Weſtern Steam 16,50, Pure Lard in kleiner Packung 17,50,
Berliner Bratenſchmalz 17,50 Mk. Speck: gute Nachfrage,
ſteigende Preiſe. Geſalzener Rückenſpeck 16,50-—17,50 Mk. je
nach Stärke.

ss. Rauchwarenauktion. (Eigener Drahtbericht.) Die in Leipzig
ab gehaltene 385. mitteldeutſche Häute- und Fellauktion war gut
beſucht und ſtand im Zeichen eines flotten Verkaufs. Die Preiſe
waren gegen die letzte Auktion um 30 Prozent höher.

Börsenhberlchte
Wie wir erfahren, werden morgen, Freitag, den 7. Oktober,

an der Berliner Börſe die nur zu Einheitskurſen gehandelten
Dividendenpapiere nicht notiert. In der nächſten Woche finden
nur am Montag und Donnerstag Vörſen ſtatt, und zwar für
alle Wertgattungen. Deviſen und Noten werden wie bisher
täglich notiert.

Produktenbericht. Berlin, 6. Oktober. Die Abwicklung der
Produktengeſchäfte leidet fortgeſetzt. ſehr empfindlich unter der
täglich zunehmenden Knappheit an Eiſenbahnwagen. Mais war
wegen der NewYorker Notierung und der am Deviſenmarkte
eingetretenen Ermattung merklich billiger zu haben. Der Preis
ſtand für die übrigen Getreideſorten hat ſich nicht weſentlich ver-
ändert. Weizen war bei knappem Angebot in greifbarer Ware
behauptet. Für bahnſtehende Ware wurde etwas mehr bezahlt.
Jn Roggen findet das Angebot nach wie vor glatte Unterkunft.
In Gerſte hält die Nachfrage an und in Hafer iſt das Angebot
knapp. Die Pferdehalter ſind in zunehmendem Maße gute

Weizenmehl blieb reichlich angeboten, wogegen Roggen
knapp iſt. Jn den übrigen Artikeln hat ſich nichts ver

ändert.

Berliner ProduktenmarkKtpreise,
Berlin, 6. Oktobber.

Viehtamtliehe Raubfutter-Notierungen:
Weizen und Roggenstroh drahtgepreßt 22-24.
Haferstroh drahtgepreßt 25--28, Stroh seilgebündelt 18--20.
Langstroh seilgebündelt 21--23.,
Wiesenheu, gut. gesund und trocken, 69-77, gut, gesund unàä

trocken Nachmahd) 65-- gesund und trocken,
Kleeheu 86--100, alles ab Stationen.

Berliner Metalinotierungen.
Berlin, 6. Okt. Preise für 100 kg in Mark.

Raffinade-Kupfer 99--99,3 Zinn (Baneona-Straite-Austrab
3000 7500 75503025

Orig.-Hütt.-Weichblei 1100/1125 Hüttenzinnimind. 99 7000/7 100
Orig.-Hütten-Kohgzink Reinnickel (98-99 6290 6300

im freien Verkehr 116011200 Antimon (Regulus) 1175 1225
Remelted-Platten-Zink 925/975 Silber in Barren, ca 900 fein
Orig. -Hütten Alumin. 98-99 kür 1 kg 2400/24(in gekerbten Blöckchen) Elektrolvtkupfer p. 100 kg 3577

47004800 Original-Hütten-Rohzink
Orig.-Hütten-Alumin. in W alz- ab obersehl. Hütte
draht od. Drahtbarren4900/5000 Preis des Dinkhüttenverdandes 1262

Devisen-Notierungen Berlin, 6. Oktober.
Geld Brief Geld BriefAmsterd.-Rottd. 3921.95 3928.45 Paris 881.63 8W.43

Brüss.-Antwerp. 866.60 868.40 Schweiz 2137.85 2142. 15
Christiania 1463.50 1466,50 Spanien 1588.40 1591,60
Kopenhagen 2272.30 2277.30 ien (altes)
Stockholm 2747.25 2752.75 Oesterr. abgest. 8.43 6,47
Helsingfors 177.30 187.70 Prag 129.85 130.15
Italien 487. 48. Budapest 18,03 18,07Londòn 458, 459. Poln. MarkNew- Vork 120.99/. 121.55 Buenos Aires 3945. 3955,

Hauvptichriftleuer Hermurl Bottcher.
Lerantwortlich für Politik Helmut Böttcher; iur politiſche Nachrichten.
Ernſt Meſſerſchmidt: den volkswirtſchaftlichen Teil: Hermann Huth:
für Kommunalvpolitik, lokale Nachrichten und Sport Hans Heilina für die Abteilung
Kunſt, Wiſſenſchaft und Unterha tung, ſowie den übrigen unpolitiſchen Teil E rich
Sellheim. Für den Anzeigenteil: Paul Kerſten, ſämtlich in Halle a. Se
Otto Thiele, Buch u. Kunſtdruckerei. Verlag der Halleſchen Zeitung, Halle a. S
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